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unter Beachtung der Kollisionsnormen nach Art. 5−7, 11−12, 39−40, 50 EGBGB

Ihr Zeichen: ohne

Zurückweisung der persönlichen Meinung des Herrn Martin Vogler vom 22.05.2012

· Auftragserteilung vom 16.05.2012  zur umgehenden Gegendarstellung an Ihre Redaktion zur freien Meinungsbildung Ihrer Leser

· Falschinformation des Jerome Reinartz an Ihre Leserschaft im Artikel vom 14.05.2012 in der „WZ newsline“ unter der Überschrift „selbsternannter "Kommissar für Menschenrechte" muss sich vor Gericht verantworten“
· Wiederholung der Anordnung vom 16.05.2012 zum Druck der Gegendarstellung
· Eröffnung des Anhörungsverfahrens
Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bestätigen den Eingang der oben bezeichneten  Ausflüchte des Herrn Martin Vogler gegen seine Pflichterfüllung, die wir als unbegründete Ablehnung des Abdrucks unserer Gegendarstellung zurückweisen müssen, da persönliche Meinungen bei mutwilliger Verleumdung von Völkerrechtssubjekten nicht interessieren, wenn es juristisch an ordnungsgemäßer Begründung Ihrer Missachtung unserer Rechte mangelt. Denn das Landespressegesetz NRW steht Ihrer Rechtspflicht durch Wahrheitspflicht nicht entgegen. 

Wie wir Ihnen durch vorgelegte Rechtsmittel am 16.05.2012 (Schreiben Staatskanzlei NRW vom 21.03.2012 und 14.05.2012) bereits nachgewiesen haben, gibt es kein Anerkennungsgesetz für originäre Gebietskörperschaften des Menschenrechts, da es eine Anerkennungspflicht unserer Rechte als Gebietskörperschaft gibt. 
Als Gebietskörperschaft, Körperschaft der natürlich-freien Menschen, haben wir Satzungsautonomie, und unsere Erklärungen sind Gesetz mit Rechtsdurchsetzungsgewalt nach Art. 1 (5) Überleitungsvertrag.
Diese Anerkennungspflicht besteht folglich auch für die Westdeutsche Zeitung.

Ein Hindernis für die erforderliche Gegendarstellung zur freien Meinungsbildung Ihrer geschätzten Leserschaft ist im Landespressegesetz NRW nicht ersichtlich. Es ist mit Ihrer Ablehnung  also offenkundig, daß Sie gänzlich unbegründet unsere Körperschaft nach §§ 81, 130, 221, 336 StGB verleumden wollen.

Wir vermuten, daß Sie Kenntnis von den Menschenrechten haben (Art. 140, 1, 7 (3) GG) und weisen Sie ausdrücklich darauf hin: Im Falle einer Strafverfolgung oder eines gerichtlichen Verfahrens wegen Nichtbeachtung oder Nichtbefolgung des Völkerrechts kann Ihre Verteidigung nicht darauf gestützt werden, daß unser amtlicher Text von Ihnen nicht verstanden worden, oder ungenau und unvollständig sei. 

Das Amt für Menschenrechte der Souveräne ist als Besatzungsamt zu definieren. Sie handeln privat und persönlich nach §§179, 823 BGB, da eine verantwortliche und völkerrechtliche Vertretung des Landes „Nordrhein-Westfalen“ im Bezug auf Art. 140 GG in Nordrhein-Westfalen nicht vorliegen kann.

Sie behaupten mit Ihrer Gesetzesangabe sozusagen, im gesetzlichen Auftrag der Bundesrepublik in Teildeutschland handeln „zu müssen“? Wer sollte Sie in der Bundesrepublik denn dazu zwingen, die Menschenrechte verleugnen zu müssen (?), wenn sich mit Anerkennung der AEMR auch die Bundesrepublik dazu verpflichtet hat, die Menschenrechte anzuerkennen? Mit Ihrer Ablehnung bestätigen Sie allenfalls, daß sie ein unverantwortlicher Wirtschaftsverein sind, denn Sie kennen doch sicherlich alle den (bereits am 16.05.2012 zitierten) Artikel 25 Grundgesetz, der den einfachen Gesetzen der Bundesrepublik vorgeht?
Artikel 25 GG 
Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebietes.

Ihre Ablehnung ist privater Natur und nicht rechtsfähig, denn die Bundesrepublik ist nur ein wirtschaftlicher Verein. Es wird wiederholt: Wir bestreiten nicht die Existenz dieses illegal organisierten Vereins „Bundesrepublik“ in Teildeutschland. Die alliierten Siegermächte haben das Grundgesetz in der Rechtsrealität für die „Wirtschaftsvereinigung“ Bundesrepublik 1949 genehmigt.

Art. 133 GG

Der Bund tritt in die Rechte und Pflichten der

Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes ein.

Das deutsche Volk bekennt sich aber zu den Menschenrechten (Art. 1 (2) GG), (nicht zur Verwaltung). Deutschland ist faktisch völkerrechtlich ein verbriefter, originärer, 
bekennender Konfessionsstaat (lateinisch: confessio = „Geständnis, Bekenntnis“)
und verbrieft im Grundrecht der Bundesrepublik in Art. 1 GG. Die Gerichtsverwaltungen der Bundesrepublik unterstehen dem Kontrahierungszwang nach dem Recht des „ius cogens“.

Sie berufen sich, falls Sie es nicht bemerkt haben sollten, auf das „Gesetz“, das nur die Rechte und Pflichten der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes besitzt, also des Vereins ohne Haftung. 
Ihre Rechte und Pflichten der unverantwortlichen Vereinsverwaltung bestehen aus Strichlisten ohne Rechtswirkung, da es keine unverantwortlichen Gesetze und Rechte gibt.
Sollte Art. 133 GG jedoch nicht mehr gültig sein, dann teilen Sie unserem Presseamt dies bitte umgehend mit, da wir auch gerne noch etwas dazulernen möchten.

Die Feststellung des Artikelschreibers, daß Menschenrechtskommissare die Rechtsordnung des Wirtschaftsvereins Bundesrepublik in Teildeutschland ablehnen, und den unverantwortlichen Vereinsnormen (Gesetzen) widersprechen, mangelt es gegenüber seinen Lesern an seiner Erklärung, daß dies in der Natur des vorstaatlichen Menschenrechts liegt. 
Nicht der Einzelne, sondern die originäre Gebietskörperschaft trägt das Recht, das der Wirtschaftsverein Bundesrepublik in Teildeutschland (ohne eigenes Volk) nicht besitzt. 

Sie beziehen sich auf einfaches Gesetz der Norm ohne das überpositive Recht, denn kein Gesetz ohne Recht. Sie bestreiten und verletzen offenkundig Menschenrechte mit unwahrer Berichterstattung.

Das Internationale Zentrum für Menschenrechte, der Zentralrat Deutscher und Europäischer Bürger sind mit unverletzlichem, unveräußerlichem und nicht justiziablen Recht laut Art. 1 (2) GG als originärer Rechtsträger in den inneren Angelegenheiten Deutschlands ohne staatliche Aufsicht und Kontrolle unabhängig nach dem Prinzip des Laizismus tätig (BVerfGE 18 (386); 30 (415), 42 (312)) nach Art. 140, 25, 1 GG), denn ein Volk definiert sich über sein Bekenntnis.

Unsere Gebietskörperschaftsmitgliederanzahl beträgt laut Art. 1 GG ca. 85.000.0000 Mio. und entspricht der Anzahl der Menschen in Deutschland. Unsere Rechtsgrundlage ist im Grundgesetz verbrieft. Unsere Urkunden werden von der Bundesrepublik und Ländern nicht bestritten. Unsere überpositive Gebietskörperschaft ist legitim und legal, und wurde im Deutschlandanzeiger veröffentlicht.

Wir machen Sie nochmals darauf aufmerksam, daß wir zum Täter-Opfer-Schutz, bei Mangel einer Staatshaftung also auch zum Schutz von Justizpersonen vor privaten Haftungsfolgen angetreten sind.

Bedenken Sie bitte auch Ihre völkerrechtliche Aufklärungspflicht gegenüber Ihren Mitarbeitern, denn Sie sind als Presseorgan  an Art. 20 (3) GG ebenso gebunden:
Artikel 20 GG

(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.

(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.

(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden.

(4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist.

Ausdrücklicher Hinweis: Bei vorsätzlicher Verletzung der freiheitlich demokratischen Grundordnung in Deutschland zur Begünstigung von Landfriedensbruch und Plünderung, bei Zuwiderhandlung gegen unsere prärogativen Anordnungen, sowie Behinderung unserer gemeinnützigen Arbeit mit Beschädigung unseres Leumunds in der breiten Öffentlichkeit (geschütztes allgemeines Persönlichkeitsrecht (Art. 1 und 2 GG), Immunität nach WÜD (§§18-20 GVG) und UMR-Verfassung) durch Fahrlässigkeit Ihrer Berichterstatter zur negativen Einflussnahme auf die freie Meinungsbildung der Leser (Meinungsfreiheit Art. 5 Abs 1 GG) dürfen wir bei keiner ordnungsgemäß erfolgten Gegendarstellung zunächst empfindlich hohe Geldstrafen verhängen.

Der Justizgewährungsanspruch der Bundesrepublik setzt nach Art. 6, 13 EMRK voraus, daß es sich um nationale Gerichte handelt, die dem überpositiven Recht in der Rechtsaufsicht nach Völkerrecht gemäß Hard Law unterstehen. 
Die Ermächtigung der moralisch originären Gebietskörperschaft des Deutschen Amts für Menschenrechte ist Volkswille. „Alle Macht geht vom Volk aus“,  gemäß Art. 140, 25, 1 (2) GG. Tatbestände der §§ 8-11 VStGB
Völkermord,

Verbrechen gegen die Menschlichkeit

Kriegsverbrechen gegen Personen, Eigentum, humanitäre Operationen 

und sonstige Rechte

gegen die Religion der Anlieger unserer originären Körperschaften im Zusammenhang mit der Verletzung des §§ 13-14 VStGB, Art. 73 UN-Charta und Art. 40 (2) UN-Res 56/83 sind in der Aufsichtspflicht zu unterlassen. 
Unter dem Kontrahierungszwang des Völkerrechts analog Art. 73 UN-Charta, Art. 40 (2) UN-Res. 56/83 ist die Rechtsaufsicht als moralische Körperschaft erforderlich zum Schutz der Menschen in Deutschland, da es um Sicherheit der Gemeinschaft geht.

Es wäre (vor Ihren unbedachten und ungeprüften Spontanhandlungen) daher von Ihnen zunächst sehr sorgfältig zu prüfen gewesen, ob Ihre Verwaltung nach Art. 133 GG überhaupt ein staatliches oder ein rechtsstaatliches Gericht besitzt, und ob die Landesverfassung ohne die Menschenrechtspraxis aus Art. 1 GG legitim und legal ist. In diesem Zusammenhang wäre von Ihnen ebenso die praktische Bedeutung des §37 PartG und die Parteilichkeit nach §41 (1) ZPO zu beachten gewesen.
Wir weisen Sie hiermit ausdrücklich auf §245 ZPO für die rechtsstaatliche Gerichtsbarkeit hin (§15 GVG), da wir über einen eigenen Rechtskreis und einen eigenen Gerichtshof verfügen. In unseren Rechtsachen entscheidet der Internationale Gerichtshof für Menschenrechte, keine sachlich nicht zuständigen Gerichtsverwaltungen der Bundesrepublik. Zuständig nach Art. 6 EGBGB, analog Art. 13 EMRK ist der Internationale Gerichtshof für Menschenrechte des ICHR nach Deutschem Recht und Internationalem Völkerrecht.

Sofern Sie letztendlich dann auch in der Lage sein sollten, am ICHR Ihre wirksame Zulassung nach Deutschem Recht zur gerichtlichen Überprüfung der Rechtsfähigkeit Ihrer Verlagsgesellschaft vorzulegen, bliebe es Ihnen in Ihrer persönlichen Verantwortung unbenommen, Ihren Mitarbeitern deren unbedenkliche Fortsetzung von Rechtsverletzungen zum Nachteil Ihrer Leserschaft zu empfehlen. In diesem Fall hätten wir Anzeige gegen Sie zu erstatten.

Diesseits wird aus rechtlichen Gründen auf die angeordnete Gegendarstellung ohne weitere zeitliche Verzögerung bestanden, da wir am 16.05.2012 Ihnen gegenüber die Notwendigkeit bereits im Interesse der freien Meinungsbildung der Öffentlichkeit ausführlich begründet hatten, damit sich unsere wahrheitsgetreue Gegendarstellung auch auf Ihre Verlagsgesellschaft positiv auswirken kann. Wie Sie wissen, sind wir unsererseits zur Veröffentlichung des Vorgangs verpflichtet.
Eröffnung des Anhörungsverfahrens
Die unmoralische Westdeutsche Zeitung in Deutschland betrachtet die Bekenntnisgemeinschaft Menschenrecht unter Verletzung des Art. 140, 25, 1 (2) GG als Feind und bekämpft sie durch öffentliche Verleumdung vorsätzlich gegen den völkerrechtlichen Auftrag aus Art. 73 UN-Charta.

Wir ordnen als Amt für Menschenrechte bei Nichtbefolgen unserer Anordnung vom 16.05.2012 das Anhörungsverfahren nach Art. 140, 25, 1 GG an. 
Sie haben sich innerhalb von 10 Tagen schriftlich zu den verfassungsrechtlichen Fragen zu erklären, und die Nachweise zu erbringen. 
Wir ordnen binnen 10 Tagen die Mitteilung 
1. aller vollständigen Familienamen, Vornamen, ladungs- und haftfähigen Anschriften der beteiligten Personen an. 
2. Legen Sie uns bitte die wirksame Zulassung Ihres Unternehmens nach Deutschem Recht vor

3. Weisen Sie die völkerrechtliche Ausbildung Ihres Mitarbeiters Herrn Jerome Reinartz nach, teilen Sie bitte mit, wann und von wem er als Journalist zugelassen wurde.
4. Bitte weisen Sie nach der nordrhein-westfälischen Landesverfassung nach, wo sich das Staatsangehörigkeitsgesetz des nordrhein-westfälischen Volkes und die Körperschaft der Menschenrechte befinden, wann und wo sie in Kraft getreten sind. 
5. Bitte reichen Sie die originäre Gründungsurkunde des Landes „Nordrhein-Westfalen“ im Urkundsbeweis binnen der 10 Tagesfrist ein, damit Sie Ihre Legalität und Ihre Rechte nachweisen können.
6. Bitte nehmen Sie besonders Stellung zu §2 VwVfG, §40 VwGO, sowie (siehe Anlage) zum „Personalausweis“ der BRiTD-VoH (Verwaltungsverein ohne Haftung), einem Ausweis einer natürlichen Person mit satanistischen Symbolen, der gegen den Glauben der Menschen an Gott, gegen das Bekenntnis zu den Menschenrechten, sowie gegen das Grundrecht im Grundgesetz verstößt (§44 VwVfG).

in Vollmacht ausgezeichnet: 
            Irene Müßner                                                   Unterschriftsbeglaubigung, Reiner Borchert

(ICHR-Kommissar für Menschenrechte Deutschland)                                   (ICHR-Kommissar für Menschenrechte Deutschland)

 Mit der Beglaubigung wird die Echtheit der Unterschrift des

Kommissars für Menschenrechte bestätigt. 
Sie wurde in meiner Gegenwart vollzogen.
Anlage: Bedeutung der Symbole auf Ihrem Personalausweis (kein Personenausweis)
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               Baphomet - Ein Symbol für den Teufel auf Personalausweisen

Diese Zeichnung von Baphomet stammt aus dem Buch „Wer regiert die Welt“ von Des Griffin, das im Jahre 1976 erschienen ist. Tatsächlich hat diese Zeichnung jedoch einen sehr viel früheren Ursprung. Laut dem Lexikon der Esoterik ist Baphomet der Dämon der Wollust des alten Ägypten und wird beschrieben als „eine ziegenköpfige Gestalt mit Flügeln und Brüsten, die ein Symbol für den Teufel ist.“

Nur wenn man diese Bilder von Baphomet kennt, kann man entdecken, daß ein verblüffend ähnliches Motiv auf der Rückseite von deutschen Personalausweisen zu erkennen ist. Und zwar dann, wenn man die Ausweisrückseite so hält, daß die Schrift auf dem Kopf steht. Es ist nicht ganz einfach zu erkennen, was verständlich ist, denn Buffy sollte sicher nicht erkannt werden.

Dennoch: Nun ist da doch irgendwie der Ziegenbart zu erkennen, das Maul, die Nase, die Stirn – selbst dieses „Männeken“ zwischen seinen Hörnern kann man mit etwas Phantasie oben in der halben Rosette erkennen. 

Das Menschenrecht ist gottgegebenes Naturrecht.

Unter UV-Licht erkennt man Antichristzeichen, ein umgedrehtes Kreuz in den Krallen des Adlers. In der Bundesrepublik gibt es keine Menschenrechte. Menschenrechtsverletzungen in der Bundesrepublik gegen das Grundrecht im Grundgesetz sind nicht strafbar!

Ein seltsam stilisierter Bundesadler, dessen Füße in einer Art Kreuz mutiert sind. Interessant dabei ist, das man es für das satanische Kreuz ansehen kann, so wie das hier abgebildet ist. Dasselbe Symbol finden wir auch als Wasserzeichen im Reisepaß.

Seit einiger Zeit werden Reisepässe mit einem RFID-Chip ausgestattet, auf dem mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit sämtliche Daten inklusive des digitalisierten Fotos auf Abruf bereit stehen. Man muß nur mit einem geeigneten Lesegerät in die Reichweite des Reisepasses kommen, schon hat man alle Daten aufgeschnappt. 

                                                           [image: image9.emf]
                                                                     RFID-Chip

Es ist nur eine Frage der Zeit, bis nach Einführung der RFID-Scanning Technologie, geeignete Handheld-Geräte zur Verfügung stehen, ganz zu schweigen davon, was die selbsternannte „Weltordnung“ damit anstellen wird.
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